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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Emährungr 
Landwirtschaft und Forsten 


1. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


Trdfft es zu, daß die Bundesregierung beab- 
sichtigt, sogenianaite Bodenfoods zu bilden und 
daß im Bundesministerkiim für Ernährung, 
Landwirtschaift und Forsten entsprechende 
Vorarbeiten im Gange sind? 


2. Abgeordneter Welche agrar- und gesellschaftspolitischen 

Sauter Ziele werden gegebenenfalls mit solchen Bo- 

(Epfendorf) denfonds verfolgt? 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


3. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obemau) 

(CDU/CSU) 


Treffen PressemeLdungen zu, von der für Indo- 
china vorgesehenen Wiederaufbauhilfe in 
Höbe von 130 Millionen DM hätten bisher nur 
8 Millionen DM für ein Wasserkraftwerk in 
Laos in Anspruch genommen werden können, 
und wie wurden — ■ bejahendenfalls — die 
Wünsche der Republik Vietnam von der Bun- 
desregierung im einzelnen behandelt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


4. Abgeordneter 

Gansei 


(SPD) 


Beabsichtiigt die Bundesregierung, als Beitrag 
zu einem sozialen Mietrecht einen Mustermiet- 
vertrag zu erarbeiten und diesen rechtlich ab- 
zusidiem? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


5, Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Kritik 
Hoffte des Vorsitzenden des Bundesverbands der 

(FDP) Pharmazeutischen Industrie, Dr. Rolf Lappe, 

an der schleppenden Registrierung von neuen 
Arzneimitteln, und was gedenkt die Bundes- 
regierung zu tun, um die angeblich bereits 
seiit zwei Jahren „festliegenden“ über 2000 z. 
T. neuen, wirksamen Medikamenten beim 
Bundesgesundheitsamt in Berlin zügiger regi- 
strieren zu lassen? 
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6. Abgeordneter 
Dr. Klepsdi 

(CDU/CSU) 


Trifft es au, daß der Bundesgesundheitsmini- 
ister eine Aktion bzw. die Verfasser eines 
Flugblatts, herausgegeben von der Gemein- 
nützigen Aktion „Fortschritt für alle“, stützt, 
das als Beilage zur Rheinzeitung verbreitet 
wird und in dem die Redaktion sowohl be- 
hauptet, daß sie die volle ideelle Unterstüt- 
zung des Bundesgesundheitsministeriums ha- 
be, als auch, daß die Länderministerien zur 
Atomlobby gehörten und insofern als Geneh- 
migungsbehörden nicht objektiv seien, imd 
wenn die Frage bejaht werden sollte, frage 
ich die Bundesregierung, welche Auffassung 
vertritt das Bundeswirtschaftsministerium in 
dieser Frage? 


7. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in einer 
Reihe von angebotenen Fertiggerichten die 
tolerierbaren Bleiwerte überschritten werden, 
und welche Maßnahmen zur Verbesserung des 
Verbraucherschutzes sind zur Gefahrenbehe- 
bung geplant? 


8. Abgeordneter Wird die Erforschung der chemisch verursach- 
Kern ten Mutagenität von der Bundesregierung ge- 

(SPD) fördert? 


9. Abgeordneter Welche Bedeutung wird der Mutagenitäts- 

Kern forschung von der Bundesregierung zuge- 

(SPD) sprechen? 


10. Abgeordneter 
Frau 

Dr. Riedel- 
Mart iny 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung ein vom Massachu- 
setts Institute of Technology in Boston ent- 
wickeltes Analyseverfahren bekannt, das aus 
der Kombination eines Massenspektrometers 
mit einem Computer beste<ht, lund geeignet 
sein könnte, Rückstandsuntersuchungen bei 
Nahrungsmitteln in besonders kurzer Zeit 
durchzuführen, und hält die Bundesregierung 
dieses Verfahren bei uns in absehbarer Zeit 
für anwendbar? 


11. Abgeordneter 
Härzschel 
(CDU/CSU) 


Um wieviel Prozent sind ciie Pflegesätzie in 
Altersheimen und Alterspflegeheimen in den 
letzten zwei Jahren gestiegen, und wieviel 
Prozent der .Heiminsassen, die Rentenempfän- 
ger sind, müssen zusätzlich Sozialhilfe in 
Anspruch nehmen? 


12. Abgeordneter 
Härzschel 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Situa- 
tion der Heiminsassen, deren Rente nach 
einem vollen Arbeitsleben nicht ausreicht, den 
Pflegesatz zu zahlen und die dann ihre per- 
sönlichen Bedürfnisse von dem geringen Ta- 
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sdiengeld der Soziailhilfe bestreiten, müssen, 
und hält eis deshalb die Bundesregieoung nicht 
für notwiendig, denjenigen, die neben der 
Rente Sozialhilfe beanspruchen müssen, we- 
nigstens einen Teil ihrer Rente von der An- 
rechnung freizusteiien? 


13. Abgeordneter 
Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


Welche Unters tützungen gedenkt die Bundes- 
regierung den Bundesländern zur Durchfüh- 
rung des in der Beratung befindlichen Ret- 
tungs Sanitätergesetzes (Drucksache 7/822) zu 
gewähren, insbesondere für die Einrichtung 
der Ausbildungsstätten? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


14. Abgeordneter 
Dr. Czaja 

(CDU/CSU) 


Sind nach dem Bundesverfassungsgerichtsur- 
teil vom 31. Juli 1973 alle Staatsorgane und 
Behörden der Bundesrepublik Deutschland 
kraft Gesetzes verpflichtet, ausschließlich die 
amtlichen deutschen Ortsnamen für alle Orte 
in ganz Deutschland zu verwenden? 


15. Abgeordneter Wird die Bundesregierung alle ihr unterste- 
Dr. Czaja henden Behörden anweisen, für alle Orte in 

(CDU/CSU) ganz Deutschland ausschließlich die amtlichen 

deutschen Ortsbezeichnungen zu verwenden? 


16. Abgeordneter 

Rainer 


(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, die Bundesregie- 
rung stelle Überlegungen an, die Aufklärungs- 
tätigkeiit der „Arbeitsgemeinschaft 13. August" 
in Berlin, die wegen Streichung des Bundeszu- 
schusses eingestellt werden muß, in anderer 
Art fortzusetzen, und welche Beträge wird 
— bejahendenfalls — die Bundesregierung da- 
für auf wenden? 


17. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung unternommen, 
bzw. was wird sie unternehmen, um Ost-Ber- 
lin zum Verzicht auf willkürliche Einreisever- 
welgerungen zu veranlassen, wie sie im Falle 
des Erzbischofs von München und Freising, 
Kardinal Döpfner, ausgesprochen worden ist, 
und ist zu befürchten, daß in Zukunft derartige 
Maßnahmen auch gegen west-berliner kirch- 
liche Würdenträger ergriffen werden ange- 
sichts der Tatsache, daß die Behandlung der 
Westdeutschen den vertraglichen Maßstab für 
die Behandlung der West-Berliner abgibt? 
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18. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Hält diie Bundes reg ierung die Verweigerung 
der Genehmigung zur Teilnalhme an den Got- 
tesdiensten zur 200-Jährfeier der Hedwigs- 
Kathedrale in Ost-Berlin durch die DDR ge- 
genüber Kardinal Julius Döpfner als. mit dem 
Geist und Buchstaben der Ostverträge verein- 
bar, und wias gedenkt die Bundesregierung 
gegenüber der DDR in diesier Sache zu unter- 
nehmen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es in krassem Widerspruch zu Artikel 1 des 
Grundlagenvertrages und der daran niederge- 
legten Verpflichtung steht, normale gutnach- 
barliche Beziehungen zur Bundesrepublik 
Deutschland zu entwickeln, wenn die Streit- 
kräfte der DDR — wie durch einen geflüchte- 
ten Offizier der NVA neuerlich bestätigt wor- 
den ist (Spiegel Nr. 42/73) — auf eine vom 
Haß auf den Feind, dtfrch scharfe ideologdsche 
Überwachung und durch besondere Härte der 
militärischen Ausbildung geprägte Angriffs- 
armee ausgerichtet werden, und wie gedenkt 
die Bundesregierung darauf hinzuwirken, daß 
die Regierung der DDR ihren Verpflichtungen 
aus dem Grundlagenvertrag auch im Bereich 
der Verteidigung nachkommt? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es eine Verletzung des Artikels 2 des Grund- 
lagenvertrages und der darin enthaltenen Ver- 
pflichtung zur Wahrung der Menschenrechte 
darstellt, wenn die Behörden der DDR auch 
nach dem Inkrafttreten des Vertrages die 
vor einem Jahr begonnene Praxis fortsetzen, 
Familienkontakte von DDR-Bewoshnem zur 
Bundesrepublik Deutschland unter dem Vor- 
wand einer angeblichen Geheimnisträgerschaft 
zu unterbinden (s. Bericht in Nr. 43 der Illu- 
strierten „Quick"), und welche Schritte wird 
die Bundesregierung unternehmen, um die 
Regierung der DDR zu einem Vertragstreuen 
Verhalten ihrer Behörden zu veranlassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forsdiung und Tedmologie und 
für das Post- und Femmeldewesen 


21. Abgeordneter 
Dr. Franz 
(CDU/CSU) 


Treffen Press emelidungen zu, daß die Bun- 
desregierung die Max-Planck-Gesellschaft 
daran hindert, im von der Republik Südafrika 
verwalteten Südwestafrika die von ihr pro- 
jektierte Sternwarte zu bauen, obwohl wis- 
senschaftliche Gründe für die Errichtung an 
diesem Ort sprechen, und teilt — bejahenden- 
falls — die Bundesregierung die Auffassung, 
daß gerade die Erfahrungen in Deutschland 
von einer Politisierung wissenschaftlicher 
Entscheidungen abh alten sollten? 
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22. Abgeordneter 

Pieroth 

(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 
Pieroth 
(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


25. Abgeordneter 
Spilker 
(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 
Spilker 
(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 

Nordlohne 

(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


In welchem Umfang beabsichtigt die Bundes- 
regierung, in der Zukunft vermehrt öffent- 
liche Fernsprechzellen aufzustellen, um dem 
gesteigerten öffentlichen Bedarf gerecht zu 
werden? 


Bestehen Pläne, diese Zellen technisch so 
auszustatten, daß sie auch anrufbar sind? 


Ist das Bundesministerium für das Post- und 
Fernmeldewesen bereit, entsprechend dem 
Wunsch vieler Mitarbeiter der Deutschen Bun- 
despost und einer Initiative der Deutschen 
Postgewerkschaft von 1971, den Mitarbeitern 
der Deutschen Bundespost freizustelien, ob sie 
auf den Türschildern ihrer Arbeitsräume 
Amtsbezeichnungen führen? 


Treffen Berichte ziu, daß in absehbarer Zeit 
mit drastischen Gebührenerhöhungen im Post- 
zeitungsdienst zu rechnen ist? 


Wie stellt sich die Bundesregierung zu der von 
der Postgewerkschaft erhobenen Forderung 
nach Wegfall der Samstagzustellung, die in 
erheblichem Umfang die Wochenendzeitungen 
treffen würde? 


Inwieweit wird nach Auffassung der. Bundes- 
regierung durch eine beabsichtigte Gebühren- 
anhebung im Postzfeitungsdienst, die nicht 
mehr mögliche Postübersendung von Wochen- 
endzeitungen im Falle des angestrebten Weg- 
falls der Postzustellung am Sonnabend und 
durch eine in diesen Tagen erfolgte Einigung 
von bundesdeutschen und ausländischen Her- 
stellern von Zeitungspapier über nicht uner- 
hebliche Preissteigerungen eine Situation ge- 
schaffen, in der in unserem Bundesgebiet die 
Bürger auf eine Versorgung mit differenzier- 
ten Informationen verzichten müssen und statt 
dessen gegebenenfalls ein „lokales Monopol- 
blatt" als Informationsquelle vorfinden, wo- 
durch die Freiheit der Presse und die Vielfalt 
der Informationen in Frage gestellt werden 
müssen? 


Aus welchem Grund hat der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen bisher 
keine Befragung der Postkunden — etwa nach 
dem Vorbild der österreichischen Bundes- 
post — vorgenommen, inwieweit diese noch 
auf die Sonnabendzustellung angewiesen sind? 
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29. Abgeordneter 
Dr. Schweitzer 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung angesddits der Tat- 
sache, daß unter den Bediensteten der Deut- 
schen Bundespost Sorge und Ungewißheit im 
Hinblick auf den Dienstzweig „Postreise- 
dienst" vorherrschen, klarstellen, ob der Poat- 
reisedienst bei der Deutschen Bundespost ver- 
bleiben oder aber von der Deutschen Bundes- 
bahn übernommen und schließlich für den 
kombinierten Omnibusdienst Bahn/Post eine 
neue eigenständige Organisationsstruktur ge- 
schaffen werden soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


30. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Was kann die Bundesregierung tun, um den 
Absolventen der Pädagogischen Hochschulen 
mit dem Ausbildungsstand eines Diplom- 
pädagogen bessere Berufs- und Einsatzmög- 
lichkeiten zu eröffnen, da zur Zeit kein klares 
Berufsbild unid auch keine eindeutige Richt- 
linie für deren Beschäftigung bei Bundesbe- 
hörden bestehen? 


31. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Lei- 
Schedl stungsfähigkeit des Bundesinstituts für Beruf s- 

(CDU/CSU) bildungsforschung in Berlin? 


32. Abgeordneter 

Tillmann 


(CDU/CSU) 


Sieht auch die Bundesregierung die Gefahr, 
daß ein schon zugelassener, aber vor Studien- 
beginn zum Wehrdienst einberuf ener Studien- 
bewerber, der nach Beendigung der Dienstzeit 
entsprechend der Rechtsverordnung zur Durch- 
führung des Staatsvertrags über die Vergabe 
von Studienplätzen erneut die Zuteilung eines 
Studienplatzes beantragen muß, das Opfer 
eines in § 12 Abs. 3 Satz 2 dieser Rechtsver- 
ordnung vorgesehenen Losentscheids werden 
kann? 


33. Abgeordneter Wird die Bundesregierung ihren Einfluß gel- 
Tillmann tend machen, daß die Rechtsverordnung zum 

(CDU/CSU) Staatsvertrag dahin gehend ergänzt wird, daß 

dem schon zugelassenen, dann aber einberufe- 
nen Bewerber „sein" Studienplatz bis zur 
Beendigung des Wehrdienstes erhalten bleibt? 


34. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Fest- 
stellung des Deutschen Studentenwerks, daß 
sich der Fehlbetrag zwischen dem Bedarfssatz 
und den Studienkosten auf 240 DM erhöht 
hat? 
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35. Abgeordneter 
Dr. Fudhs 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Förderung nach dem Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz in zunehmendem Maße aus Mit- 
teln der Sozialhilfe aufgestockt werden muß? 


36. Abgeordnete 
Frau Benedix 


(CDU/CSU) 


Zu welchem Termin gedenkt die Bundesregie- 
rung, den fälligen Bericht gemäß § 35 des 
Bundes au sbildungsförderungsgesetz es vorzu- 
legen? 


37, Abgeordnete Wie beurteilt die Bundesregierung die Fest- 
Frau Benedix Stellung des Deutschen Studentenwerks, daß 

(CDU/CSU) der Abstand zwischen den Freibeträgen nach 

dem iBundesausbildungsförderungsgesetz und 
den tatsächlichen Lebenshaltungskosten beim 
4-Personen-Ai'beitnehmerhaushalt stetig grö- 
ßer wird? 


38. Abgeordneter 

G erster 
(Mainz) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Einkom- 
mensgrenze im Bundesausbildungsfördemngs- 
gesetz zu erhöhen, da infolge der inflations- 
bedingten Loihnsteigerungen, die keine Real- 
einkommenserhöhungen bedeuten, Personen 
bereits aus der Ausbildungsförderung heraus- 
gehalten sind oder in geringerem Umfiang 
gefördert werden, deren Einkommenssituation 
sich in keiner Weise gebessert hat? 


39, Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung gleichzeitig bereit, 
die Bedarfssätze im Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz, die den in Ausbildung stehenden 
Personen gewährt werden, zu erhöhen, da 
diese infolge Steigerung der Lebenshaltungs- 
kosten nicht mehr zur. Bestreitung des Lebens- 
unterhalts ausreichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


40. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die zur 
Zeit bei der Deutschen Bundespost gestellten 
Forderungen auf Verbesserung des Laufbahn- 
systems für Fachschulingenieure und die Rea- 
lisierbarkeit der vor geschlagenen Änderun- 
gen im Stellenkegel? 


41. Abgeordneter 

Volmer 


(CDU/CSU) 


Ist nach Ansicht der Bundesregierung die Aus- 
legung des Artikels 1 la Nr. 1 des Zweiten 
Bundesibesöldungserhöhungsgesetzes und des 
damit insowieit übereinstimmenden Referen- 
tenentwurfes für ein Zweites Besoldungs- 
vereinheitlichiungs- und -neuregelungsgesetz 
rechtlich richtig bzw. durch Unterschiede des 
Ausbildungsstandes sachlich gerechtfertigt, 
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wonach die neoie Binigangs^Besoldimgagpnppe 
A 10 (Obeoriospektor) für Laufibahaien, die 
einen Fadihochschiul-Abisdiluß erfordemr nur 
denjenigen j.ungen Beamten zjuguite komme, 
die ihre Ausbildung nach der Umwandiking der 
biiaherigen Bildungseinrichtunigen in Fachhoch- 
schulen abgeschlossen haben? 

Ist die Bamdesregierung bereit, dem Biundestag 
und Bundesrat als Erfgänzrung der vorgenann- 
ten Vorschriften rechtzeitig zum 1. Januar 1974 
einen Gesetzentwurf zur Einbeziiehung' der 
früher mit ihrer Ausbildung fertig geworde- 
nen Beamten vorzulagen sowie verbleiibende 
Härten bei der Beredinung des allgemeinen 
Dienstalters auszugleichen? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich im Mini- 
sterrat und bei der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften dafür einziusetzen, daß 
die im Altölbeseitigungsgesetz getroffene 
Regelung erhalten bleibt und für ähnliche Ge- 
setze auf europäisdier Ebene als Beispiel für 
die Verwirklichung des Verursacherprinzips 
bei Umweltbelastung dient, da der Vorschlag 
einer Richtlinie des. Rats über die Harmoni- 
sierung der Verbrauchsteuern — wie er in 
Drucksache 7/1042 vorliegt — nicht auf die 
Problematik der Altöl/beseitigung eingeht? 

44. Abgeordneter Hält die Bundesregierung angesichts der Ver- 

Dr. Zimmermann haftung von vier arabischen Terroristen, die 
(CDU/CSU) hochbrisanten Sprengatofif nach West-Berlin 

geschmuggelt und teilweise schon an mögliche 
— bis jetzt nicht gefaßte — Attentäter weiter- 
gegeben hatten, durch die Berliner Polizei an 
ihrer Auffassung fest, daß die Ost-Berliner 
Zentrale der arabischen Terrororganisationen 
kein Sicherheitsrisiko für West-Berlin und 
das übrige Bundesgebiet darstelle, oder wird 
sie nunmehr endlich an die drei Westmächte 
herantreten, damit diese auf die Sowjetunion 
als Mitunterzeichnerin des Vier-Mächte-Ab- 
kommens über Berlin mit dem Ziel einwirken, 
diese unerträigMche Quelle zusätzlicher Un- 
sicherheit zu beseitigen? 

45. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die in Veröffent- 

Gewandt lichungen geäußerte Feststellung des Physi- 

(CDU/CSU) kers Prof. Meyer, daß durch die erlassenen 

Du rchfühmings Verordnungen zum Gesetz zum 
Schutz gegen den Fluglärm die Unzulänglich- 
keit dieses Gesetzes deutlich wurde? 


46. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Experten zu 
Gewandt diesem Thema zu hören und Berichte der 

(CDU/CSU) Landesregierung einzuholen? 
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47. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 

Rollmann 

(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 
Wende 
(SPD) 


52. Abgeordneter 

Staak 

(Hamburg) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Stellenbesetziung im Bunde sgrenzschutz künf- 
tig durch Freiwilligenmeldungen ausreichend 
gesichert ist? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß an eini- 
gen Fahrwegen über die deutsch-niederlän- 
dische Grenze, die seit Jahrzehnten nicht mehr 
durch Schranken gesichert waren, solche in 
letzter Zeit neu angöbracht worden sind und 
daß diese Maßnahme trotz geringer prakti- 
scher Bedeutung angesichts der Bemühungen 
zur weiteren Öffnung der Grenze bei den 
GreiKabewohnern beiderseits der Grenze auf 
völliges Unverständnis und auf harte Kritik 
stößt? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine 
Vielzahl von nicht durch Schranken gesicher- 
ten Wegen -über die deutsch-niederländische 
Staatsgrenze führen, die ohne jede tatsäch- 
liche Behinderung von Kfz benutzt werden 
können (im Bereich der 94 km langen Grenze 
des Kreises Heinsberg z. B. allein 50 bis 100 
Wege), und ist die Bundesregierung bereit, 
die Frage der Beseitigung dieser neu einge- 
richteten Schranken nochmals zu überprüfen, 
wenn sich allein auf Grund der vorgenannten 
Tatsache erweist, daß die zusätzliche Errich- 
tung einiger Schranken keinen vernünftigen 
sicheiiheitsrechtlichen Sinn haben kann? 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß der § 123 des Bundesbeamtengesetzes 
gestrichen und das Beamtenrecht insoweit 
dem Rentenversicherungsrecht angeglichen 
werden muß? 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, wie weit der wissenschaftliche Stand 
zur MüllbeseiUigung und gegebenenfalls -Wie- 
derverwendung ist, und ist die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls bereit, entsprechende For- 
schungsaufträge zu initiieren? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Hand- 
werkern, die bei der Deutschen Bundespost 
'beschäftig sind, bei Übernahme in das Beam- 
tenverhältnis erhebliche finanzdelle Einbußen 
in Kauf nehmen müssen, und daß im Hinblick 
auf diese finanzielle BenachteiMgung beruf- 
Mcher Aufstieg durch Verzicht auf Übernahme 
lins Beaimtenverhältnis verhindert wird, und 
was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu 
tun? 
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53, Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 
(SPD) 


54. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

(SPD) 


55. Abgeordneter 
Conradi 
(SPD) 


56. Abgeordneter 
Conradi 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die von der Lan- 
desregierung Nordrhein- Westfalen an der 
Landtagsdrucksache 7/2829 vom 26. Juni 1973 
vertreteme Rechtsauffassung, daß Anlagen zur 
Lagerung und Beseitigung von Autowracks 
nach dem Bundesbauigesetz und dem Abfallbe- 
seitigungsgesetz genehmigungspflichtig sind, 
der Betrieb im Interesse des Gemeinwohls 
ganz oder teilweise untersagt werden kann, 
und ist die Bundesregierung bereit anzuer- 
kennen, daß dieser Rechtsgrundsatz auch ge- 
genüber der Deutschen Bundesbahn zur GeJ- 
tung gebracht werden muß, die unter Hinweis 
auf düe besonderen Rechtsgrundlagen ihres 
eigenen Tätigwerdens versucht, sich einem 
Genehmigungsverfahren au entziehen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Emp- 
fehlung des Rates der Organisation für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) an die Regierungen der Mitgliedstaa- 
ten, eine „konzertierte Aktion" zur Vermin- 
derung der Ablagerungen von Quecksilber- 
mischungen in der Umwelt insbesondere 
durch Aufgabe der Verwendung alkalisdier 
Quecksilberlösungen in der Landwirtschaft 
einzuleiten, und wiird die Bundesregierung 
Initiativen zur Verwirklichung der Empfeh- 
lung einleiten, oder zieht sie es vor, bei der 
EG auf eine verbindliche Richtlinie zu drän- 
gen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Berufs- 
kraftfahrer beim Bund, die infolge eines Un- 
falles, wegen einer Leistungsminderung durdi 
schädliche Einflüsse der Arbeit oder wegen 
einer Leistungsminderung durch Abnahme der 
körperlichen Kräfte und Fähig'keiten infolge 
langjähriger Arbeit nicht mehr als Kraftfahrer 
beschäftigt werden können, nur unter be- 
stimmten Voraussetzungen eine Lohnaus- 
gleichszulage erhalten, die von einer gerin- 
geren Bemessungsgrundlage als dem bisheri- 
gen Gesamtpauschallohn beredinet wird und 
sich nach Ablauf von jeweils einem Jahr um 
ein Viertel vermindert, wodurch der Kraftfah- 
rer empfindliche Lohneihbußen hinnehmen 
muß, und was gedenkt die Bunde siegierung 
ZU tun, diesem Mißstand abzuhelfen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Berufs- 
kraftfahrer beim Bund, deren dienstliche In- 
anspruchnahme aus Gründen, die der Fahrer 
nicht zu vertreten bat, gemiindert wird, emp- 
findliche Einkt>mmensverluste hinnehmen 
müssen, auch wenn diese Fahrer jahrelang in 
einer bestimmten Pausdiallohngruppe (Zeit- 
gruppe) tätig und in diesem Ausmaß bean- 
sprucht waren, und welche Maßnahmen beab- 
sichtigt die Bundesregierung, diesem Mißstand 
abzuhelfen? 
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57. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


58. Abgeoidneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 
Dr. Hirsch 
(FDP) 


Was gedenkt die Bunidesregieniiig zu tun, um 
die irnznireidienden Reisekcxstenisätze Mr den 
offentlidien Dienst zumindest an die steuer- 
lich zulässigen Pauschbeträge, die z. B. bei 
der Wegestreckenentschädiguing um 7 Pfen- 
nig je Kilometer höher sind als die im Reise- 
kostenredits für den öffentlichen Dienst, an- 
zupassen? 

Wird die Grenzkomimission nach dem Gmnd- 
vtertrag den Verlauf der Zonengrenze an der 
Elbe dahin gehend markieren, daß dde Elbe 
im ihrer ganzen Breite zur BundesrepuSblik 
Deutschland gehört? 

Ist die Bundesregierung der Auffaissung, daß 
es zur Verbesserung des Umweltschutzes drin- 
gend erforderlich ist, die im den bestehenden 
und noch in Vorbereitung befindlichen Um- 
wieltschutzgesetzen vorhandenen Möglichkei- 
ten voll auszuschöpfen, d. h. insbesondere not- 
wendige Ehirchführungsvorschriften zu erlas- 
sen? 


60. Abgeordneter 

Dr. Hirsch 


(FDP) 


Wann kann mit dem Erlaß der in den Umwelt- 
schutzgesetzen vorbehaltenen Durchführungs- 
vorschriften gerechnet werden? 


61, Abgeordneter Haben die Länder auf Grund ihrer Zuständig- 
Groß keit für Fragen der Lehrerbildung dem Bund 

(FDP) schon Vorstellungen auch darüber unterbrei- 

tet, wie die Besoldung der Lehrer nach der 
gegenwärtigen und nach der zukünftigen Leh- 
rerbildung durch B'Undesgesetz einheitlich ge- 
regelt werden soll, und ist der Bund bereit, 
diesen Vorschlägen der Länder zu entspre- 
chen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


62. Abgeordneter 
Freiherr 
von Firdks 
(CDU/CSU) 


Erwägt die Bundesregierung, im Rahmen der 
weiteren Verhandlungen mit der „DDR" über 
finanzielle und wirtschaftliche Fragen auch 
nach Möglichkeiten zu suchen, Grundlagen 
dafür zu schaffen, daß Leistungen aus Reichs- 
mark-Lebensversicherungen an Personen mit 
Wohnsitz in der „DDR" bzw. Berlin (Ost) ge- 
zahlt werden können? 


63. Abgeordneter 
Hauser 
(Bonn- 

Bad Godesberg) 
(CDU/CSU) 


Von welchem Zeitpunkt an soll der vom Bun- 
de sfinanzmini st er entworfene Erlaß über die 
umsatzsteuerliche Behandlung von Sachzuwen- 
dungen und sonstigen Leistungen an Arbeit- 
nehmer (vgl. Handelsblatt vom 6. April 1973, 
S. 16) wirksam werden? 
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64. Abgeordneter 
Hauser 
(Bonn- 

Bad Godesberg) 

(CDU/CSU) 


Mit welchen jährlichen Mehreinnahmen aus 
der Mehrwertsteuer ist zu rechnen, wenn 
entsprechend dem Erlaßentwurf betriebliche 
Sozialleistungen der Mehrwertsteuer unter- 
worfen werden? 


65. Abgeordneter 

Dr. Dübber 
(SPD) 


Gibt es auf seiten der Bunidesregierung Beden- 
ken dagegen, daß die im Bundesihaushialt Kap. 
60 05 („Leistungen des Bundes für Berlin") 
veranschlagten 40 Millionen DM zur Visage- 
büihrenerstattung auch an West-Berliner Bin- 
nenschiffer gezahlt werden, die den Ostsektor 
lediglich durchfahren? 


66. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung ziu, daß die Bundesregie- 
rung durch ein Gesetz für die Kreditainstalt 
für Wiederaufbau sich eine eigene Haustbank 
zuziulegen gedenkt, lyn damit vor allem die 
geplanten Ostkredite abzuwickeln? 


67. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen sind die Sätze in den 
steuerlichen Rei'sekostenbeßtimmungen, an de- 
nen sich die Unternehmer der privaten Wirt- 
schaft bei der Reisefcostenentschädigung für 
ihre Arbeitnehmer ausrichten, ab 1. November 
1973 höher als die des Reisekostenrechts für 
den öffentlichen Dienst? 


68. Abgeordneter 

Josten 


(CDU/CSU) 


Warum hat die Bundesregierung gerade die 
Besitzer der kleineren Wagen bei der neuen 
Kfz-Steuer erheblich höher belastet? 


69. Abgeordneter 
Josten 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß nach Inkraifttreten der Kfz- 
Steuerreform oa. 7 Millionen Autofahrer mit 
einer Mehrbelastung rechnen müssen? 


70. Abgeordnete 

Frau Huber 


(SPD) 


Hält die Bundesregierung es nicht für geredit- 
fertigt, bei der steuerlichen Begünstigung des 
§ 33 a des Einkorn enst euer gesetzes erwerbstä- 
tige Ehegatten mit in Ausbildung befindlichen 
gleichzustellen, da die im Gesetz anerkannte 
außergewöhnliche Belastung eines Ehepaares 
mit zwei oder mehreren Kindenn in beiden 
Fällen die gleiche ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


71. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 
(CDU/CSU) 


Rechnet die Bundesregierung damit, daß Mit- 
tel aus dem Regionalfonds der EG für wirt- 
schaftlich schwache, landwirtschaftlich struk- 
turierte Gebiete in Bälde zur Verfügung ste- 
hen? 
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72. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


73. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Riedel- 

Martiny 

(SPD) 


74. Abgeordneter 
Marquardt 
(SPD) 


75. Abgeordneter 
Marquardt 
(SPD) 


76. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


77. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 




78. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Triflt es zu, daß auf Grund der bestehenden 
Wirtschaftsordnung in der Bundesrepublik 
Deutschland „Reformen und öffentliche In- 
vestitionen für mehr Lebensqualität nur dann 
eine Chance haben, wenn die Privatwirtschaft 
schon abgesahnt hat" (vgl. „Aktion Gelber 
Punkt" des Vorstands der SPD)? 

Weiche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, zu erreichen, daß Milch- und Molkerei- 
produkt enpackungen genauer deklariert und 
gefüllt werden, damit die Beanstandungsquote 
der Eichbehörden von 1972 nicht weiter an- 
steigt, sondern fällt, und wann ist mit solchen 
Maßnahmen zu rechnen? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung am 
3. Oktober 1973 beschlossen hat, die Boden- 
forschung im die neuen Rahmenvereinbarun- 
gen des Bundes und der Länder über Gemein- 
schaftsaufgaben nicht aufzunehmen? 


Hält es die Bundesregierung energiepoli tisch 
für vertretbar, wenn die bisher vom Nieder- 
sächsischen Landesamt für Bodenforschung 
wahrgenommene Gemeinschaftsaufgabe „Ex- 
ploration auf Erdöl und Erdgas" auf Grund 
dieses Kabinettsbeschlusses demnächst einge- 
stellt werden muß? 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Lage der Bauwirtschaft, insbe- 
sondere auch in den strukturschwachen Ge- 
bieten, und welche Haltung nimmt sie in die- 
sem Zusammenhang zur Frage des suspen- 
dierten § 7 b des Einkommensteuergesetzes 
ein? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
derzeitige Wlirtschafts-, Finanz-, Kredit- und 
Zonenrandpolitik die Wirtschaft Li che Förde- 
rung des Zonengrenzlandes zu Gunsten des 
„DDR-Handels" vernachlässigt, die „DDR" zu 
stark berücksichtigt und mit „westdeutschem 
Kapital fördert", so daß die Betriebe im Zonen- 
randgebiet der Bundesrepublik gegenüber den 
„DDR "-Lieferungen nicht mehr konkurrenzfä- 
hig sind, wie es in der Bayerischen Rundschau, 
Kulmbach, vom 29. Oktober 1973, auf Seite 2, 
zum Ausdruck gebracht wird? 

lat der Bundesregierung bekannt, daß im Be- 
reich der Textil- und Bekleidungsindustrie auf 
Grund der globalen Geld- und Kreditpolitik 
innerhalb der letzten Monate über 200 Betrie- 
be schließen, mehr als 30 000 Beschäftigte ihre 
Arbeitsplätze räumen mußten und weitere 
Arbeitsplätze in Gefahr sind, und was gedenkt 
die Bundesregierung gegen die auf diese Wei- 
se entstehende Frauenarbeitslosigkeit zu tun? 
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79. Abgeordnete 

Frau 

Dn Lepsius 
(SPD) 


80. Abgeordneter 
Dr, Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Öl. Abgeordneter 
Zeyer 
(CDU/CSU) 


82. Abgeordneter 
Zeyer 
(CDU/CSU) 


83. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


84. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


85. Abgeordneter 
Roser 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die BuTudesregüeiiung zu tun, um 
bei zukünftigen konjunkturellen Dämpfungs- 
maßnahmen die erhöhte Anfälligkedt von 
Frauensarbeitsplätzen — wie z. B. in der Textil- 
industrie mit einem Anteil von 54®/o und in 
der Bekleidungsindustrie mit einem Anteil 
von 84®/o Fraoienbesdiäftigung — von vome- 
herein besser zu berücksichtigen? 


Welche Ohancen räumt die Bunde sregiemng 
nach den einige tretenen Preissteigerungen bei 
Erdölimporten einem aus Kohle gewonnenen 
Hydriertrei'hstoff ein, und wais hat sie in die- 
ser Richtung bereits unternommen? 


Teilt die Bundesregierung die Auffaisisung des 
Deutschen Städtetages, daß Betriebe aus den 
Ballungskernzonen verlagert werden sollen, 
und ist sie bereit, diesem Aspekt im Rahmen 
der künftigen Regionalpali tik Rechnung zu 
tragen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Volksrepublik Polen plant, die Steinkohlen- 
fördenung bereits im Jahr 1975 auf 167 Mil- 
lionen Jahrestonnen zu steigern, und soll der 
Palen von der Bundesregierung in Aussicht ge- 
stellte zinsverbilligte Finanzkredit — auch — 
dazu dienen, die Steinkohlenförderung in Po- 
len beträchtlich auszuweiten? 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß, 
nachdem in Te'ilen der Bauwirtschaft der Auf- 
tragsbestand unter dem das Jahres 1967 an- 
gelangt ist, zur Sicherung der Arbeitsplätze 
und zur Erhaltung leistungsfähiger Klean- und 
Mittelbetriebe staatlich-e Hilfen erforderlich 
sind? 


Hält es die Bundesregierung für angebracht, 
in Struktur schwachen Gebieten, in denen na- 
turgemäß die Bauwiirtschaft eine beisondere 
Stellung einnimmt, Maßnahmen zur Sicherung 
der Arbeitsplätze jetzt einzuleiten, wenn nicht, 
aus welchen Gründen? 


Was hat die Bundesregierung getan, bzw. was 
gedenkt sie zu tun, um dem Vorschlag der 
Kommission der Europäischen Gemeinisdiaft, 
neben der Handelspolitik auch die wirtschaft- 
Tidi^wisseiischa'ftlich-technische Kooperation 
mit dritten Ländern der Europäischen Gemein- 
schaft zu übertragen, zur Annahme zu ver- 
helfen, und wird sie bis zur Annahme ihrer 
Politik auf diesem Gebiet mit der der übrigen 
Mitglieder der Gemeinschaft koordinieren 
und nicht über den von ihnen eingehaltenen 
Rahmen hinaus gehen? 
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86. Abgeordneter Hat die Buindiesregierumg die Zweigwerke der 
Zebisdi Triumph-AG in Cham, Landshut, Ortenburg, 

(SPD) Pockinig und Janidelsbrunn im Zuge ihrer 

Stnufcturporitiik gefördert? 


87. Abgeordneter 


Zebisdi 

(SPD) 


Teilt die Bunidesregieriuiig meine Auffassung, 
daß die Stilllegung dieser osthayerischen 
Zweiigbe triebe eine die gemeinsamen struktur- 
politischen Bemühungen von Btund und Land 
unterlaufende Maßnahme darstelit, und welche 
Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus 
diesem Vorgang? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


88. Abgeordneter 
Freiherr 
von Firdcs 
(CDU/CSU) 


89. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


90. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


91. Abgeordneter 
Kiedüe 
(CDU/CSU) 


Nachdem die Bundesregierung bereits vor 
mehr als einem halben Jahr eine Überprüfung 
der maßgebenden Vorschriften, die zu einer 
Kürzung des Schadenisausgleichs bei Witwen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz führen, in 
die Wege geleitet hat (Stenographischer Be- 
richt der 20. Sitzung des Dutschen Bundestags 
vom 15. März 1973, Seite 954) frage ich, ob 
diese Überprüfung inzw.ischen abgeschlossen 
worden ist, und welche Möglichkeiten die 
Bundesregierung auf Grund des Ergebnisses 
dieser Überprüfung für eine Lösung dieses 
Problems sieht? 

Kann die Bundesregierung einen genauen 
Zeitpunkt nennen, zu dem dem Deutschen 
Bundestag die Sozialenquete zur sozialen 
Lage der künstlerischen Berufe in der Bundes- 
republik Deutschland zugeleitet werden kann, 
und ist insbesondere damit zu rechnen, daß 
diese Enquete noch in diesem Jahr vorliegen 
wird? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Emp- 
fehlungen der Sachverständigenkommissionen 
zur Weiterentwicklung der sozialen Kranken- 
versicherung bezüglich der Früherkennung 
von Krankheiten (4. September 1973), und 
welche Konsequenzen wird sie daraus zieh^? 

Trifft es zu, daß den Behinderten, Kriegs- 
und Wehrdienstbeschädigten im Nahverkehr 
nur dann nach dem Gesetz über die unentgelt- 
liche Beförderung vom 27. August 1965, Bun- 
desgesetzblatt I S. 978, unentgeltliche Beför- 
derung im Nahverkehr ermöglicht wird, wenn 
-ein Ortslinienverkehr besteht und der Nach- 
barortslinienverkehr mit mehr als 12 Fahrten- 
paaren werktäglich ausgeführt wird und da- 
durch alle Behinderten außerhalb dieser Mög- 
lichkeit benachteiligt werden, und wenn ja, 
beabsichtigt die Bundesregierung, diese Härte 
lim Gesetz auszugleichen? 
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92. Abgeordneter Beiahsiditigt die Bnmdesregiening, dieses Ge- 

Kiedile setz diahin gehend ziu ändern, daß die Behin- 

(CDU/CSU) derten auf allen öffentlidien Verkehrsmitteln, 

(insbesondere auch iim Eisenbahnverkehr und 
Oimiiibuisverkiehr jeglicher Art, wenn nicht 
eine Fahrpreisibefreiung, so doch eine spür- 
bare Fahrpreiiserrnäßigung erhalten können? 

93. Abgeordneter Wieviel ZDLnStellen sind zur Zeit genehmigt 

Pfeffermann und besetzt, wieviel sind darüber hina?us für 

(CDU/CSU) das Jahr 1974 angefordiert, wieviel Zivildienst- 

leistende stehen für das Jahr 1974 zur Verfü- 
gung? 

94. Abgeordneter Wie viele dieser Zivildienstleistenden sollen 

Pfeffermann im Jaihr 1974 von wieviel Regionalbetireuern 
(ODU/CSU) betraut werden, in wieviel Gruppen werden 

die anderen Zivildienstleistenden an welchen 
Institutionen ausammengefiaßt und wieviel Be- 
treuer stehen für diese Gruppen zur Verfü- 
gung? 

95. Abgeordneter Aus welchen Gründen ist die Bundesnegie- 

Dr. Abelein rung nicht bereit, den von den Krieigsfoige- 

(CDU/CSU) verbänden für ihre kriegsopferxententberech- 

tigten Mitglieder erhobenen Anspruch auf 
Zahkung eines WeihnachtsgeMes zu erfüllen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


96. Abgeordneter Hält die Bundesregierung Zweifel an der de- 

Dr. Wöraer mokratischen Zuverlässigkeit der Bundeswehr 

(CDU/CSU) und am demokratischen Geist der mittleren 

Offiziersgeneration für berechtigt? 

97. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Behauptung für 

Dr. Wöraer zutreffend, daß auch in Bonn Generale mit 

(CDU/CSU) dem Gedanken des Verfassungsbruchs gespielt 

hätten? 

Darf aus kritischen Berne rkungen von Offizie- 
ren gegenüber der Außenpolitik der Bundes- 
regierung auf eine „erschreckend nationali- 
stische Verengung" im Offizierkorps geschlos- 
sen werden? 

Ist die Behauptung richtig, in der Bundeswehr 
gäbe es viele Menschen, die „zweifellos ein 
gebrochenes Verhältnis zur Demokratie und 
zu unserer Verfassung" hätten? 

100. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die kürzlich öffent- 
Rommerskirchen lieh geäußerte Auffassung, daß die frühere 
(CDU/CSU) Bundeswehrführung igefordert habe, Staat und 
Gesellschaift einseitig militärischen K»atego- 
rien unterzuordnen? 


99. Abgeordneter 
Eraesti 
(CDU/CSU) 
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101. Abgeordneter 

Rommerskirdien 

(CDU/CSU) 

102. Abgeordneter 
Hansen 
(SPD) 


103. Abgeordneter 
Möhring 
(SPD) 


104. Abgeordneter 

Möhring 

(SPD) 


105. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 


106. Abgeordneter 

Hansen 

(SPD) 


Ist die Behauptung zutreffend, die Bundes- 
wehr habe ein ideologisch fixiertes Feind- 
bild? 


In wiie viielen Fällen haben die Wehrbereichs- 
kommandos der Bundeswehr bei Staatsanwalt- 
schaften Anzeigen gegen Wehrdienstverwei- 
gerer oder andere Personen (vgl. Fragestunde 
am 19. Oktoiber 1973, 58. Sitzung, S. 3387 f.) 
erstattet hzw. Verfahren angeregt, die sich 
auf das Rechtab eratungsmißbr au chsgesetz aus 
dem Jahr 1935 oder andere Gesetze stützen? 

Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
daß ein Selihsteinkleider der Bundeswehr eine 
spürbare und den gestiegenen Kosten ange- 
messene Erhöhung seines Bokleidungserstzu- 
schuases und der unverändert gebliebenen 
jährlichen Abnutzungsentschädigung erhalten 
sollte, weil ein Offizier des Jahrs 1956 mit 
dem damaligen Zuschuß noch seine gesamte 
Ausrüstung erwerben konnte, während der 
Offizier von heute bei einem Zuschuß von 
965 DM (Heer) und einem tatsächlidien Auf- 
wand von 2300 DM für die Erstausstattung 
einen unzumutbaren Eigenbetxag aufzubringen 
hat? 

Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
daß der „Ausschuß für Kleiderkassenangele- 
genheiten", dem Vertreter der Führungsstäbe, 
des Sanitätswesens, der Abteilung Haushalt, 
Verwaltung und Recht sowie des Innenmini- 
siteiliums angehören, durch Offiziere aller 
Laufbahn gruppen und Dienstgrade ergänzt 
werden sollte, denen die Alltagsprobleme der 
Truppe besser bekannt sind, und sieht die 
Bundesregierung darin eine Möglichkeit, die 
Beseitigung des Zustandes zu erreichen, daß 
die Preise einiger Artikel der Monopol-Insti- 
tution Kleiderkasse höher sind als im Groß- 
und Einzelhandel? 


Stimmt die Bundesregierung mit der von den 
„Westfälischen Nachrichten" am 30. Oktober 
1973 wi ©de rgeg eibenen Auffassung eines Prü- 
fungsausschiusses für Kriegsdienstverweigerer 
überein, „die Einilassung des Antragstellers, 
die Humanität verbiete ihm die Teilnahme an 
einer bewaffneten Auseinandersetzung zwi- 
schen Staaten wirke nicht glaubhaft, weil er 
als angeblich human denkender Mensch die 
Fristenlösung befürworte"? 

Hat der Prüfungsausschuß beim Kreiswehrer- 
satzamt in Herford einen Antrag auf Aner- 
kennung als Kriegsdienstverweigerer aus Ge- 
wissensgründen mit der Begründung abge- 
lehnt, der Antragsteller trage zwar schlüssig 
vor, die Humanität verbiete ihm die Teilnah- 
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me an einer bewaffneten Auseinandersetzung 
zwischen den Staaten, cJiese Einlassung wirke 
jedoch nicht glaubhaft, weil der Antragsteller 
als angeblich human denkender Mensch die 
Fristenlösung bei der Abtreibung befürworte, 
und welche Konsequenzen zieht die Bundes- 
regierung daraus gegebenenfalls? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


107. Abgeordneter 
Hoffte 
(FDP) 


108. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 

(CDU/CSU) 


109. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


110. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


111. Abgeordneter 
Nordlohne 


(CDU/CSU) 


112. Abgeordneter 
Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Welche Anstrengungen wird die Bundesregie- 
rung unternehmen, um die Flugverkehrskon- 
trolle in Europa zu vereinheitlichen und ge- 
meinsam zu organisieren, nachdem der Tech- 
nische Direktor der EUROCONTROL, Horst 
Flentje, am 19. Oktober 1973 vor dem Luft- 
fahrt Presse Club in Frankfurt erklärt hat, daß 
EUROCONTROL in der Lage wäre, gemein- 
sam mit den Mitgliedstaaten und der Industrie 
■ ein geeignetes Flugsicherungssystem für die 
achtziger Jahre zu entwickeln? 

Wird die Bundesregierung bei der beabsichtig- 
ten Stillegung von Stückgutknotenbahnhöfen 
auch die absehbare wirtschaftliiche Entwick- 
lung eines Einzugsgebiets berücksichtigen, 
oder geschieht die Stillegung systematisch 
nach dem bisherigen Aufkommen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
daß alleinstehende Beninerinnen oder Rent- 
ner ebenso wie die bei der derzeitigen Aktion 
„Rosa Zeiten“ berücksichtigten Paare verbil- 
ligte Fahrscheine durch die Deutsche Bundes- 
bahn erhalten? 

Durch welche gesetzlichen Bestimmungen wird 
die Erteilung einer deutschen Fahrerlaubnis 
an ausländische Staatsbürger in der Bundes- 
republik Deutschland geregelt, und hält die 
Bundesregierung den augenblicklichen Zu- 
stand für angemessen? 

Was hat die Bundesregierung seit dem 
20. September 1973, dem Tag, an dem in der 
51. Sitzung des Deutschen Bundestags eine 
aktuelle Stunde zum Bummel streik der Flug- 
lotsen stattfand, an konkreten Maßnahmen 
getroffen, um den Fluglotsenstreik zu beenden 
und einen normalen Flugverkehr in unserem 
Lande wieder herzustellen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
ein weiterer Rückgang ' des Berlin-Flugver- 
kehrs als Folge einer neuerlichen Anhebung 
der Tarife unter politischen Geßichtspunkten 
unerwünscht wäre, und welche Maßnahmen 
wird sie — bejahendenfalls — ergreifen? 
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113. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(Mündien) 
(CDU/CSU) 


114. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDÜ/CSU) 


115. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 

116. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braimsdiweig) 

(CDU/CSU) 


117. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 
(CDU/CSU) 


118. Abgeordneter 

Immer 

(SPD) 


119. Abgeordneter 
Immer 
(SPD) 


120. Abgeordneter 
Mahne 
(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, die „DDR" -Be- 
hörden benutzten auf den VerbindungsstraBen 
zwischen Berlin und dem übrigen Bundesge- 
biet konfiszierte Wagen mit den Original- 
Kennzeichen der Bundesrepublik Deutschifand 
zu unbemerkten Kontrollen, und was hat 
— bejahendenfalls — die Bundesregierung 
funtemommen, gegenüber Ost-Berlin, um die- 
sen Mißbrauch zu unterbinden, durch Bekannt- 
gabe der Wagen und Kennizeiichen, damit sich 
die Benutzer dieser Straßen gegenüber solcher 
Spitzele! angemessen verhalten können und 
so vor Schaden bewahrt werden? 


Hat die Deutsche Bundesbaihn ihre Zustim- 
mung daifür erteilt, daß die West-Berliner 
Güteitbalhnhöfe den internationalen Güterkurs- 
büchern von 1973 der DDR einver leibt wurden 
und wenn ja, billigt die Bimdesriegieirung dies? 


Wiie will die Bundesregierung in Zukunft ver- 
hindern, daß der Eindruck entsteht, West- 
Berlin gelhöre zum Verkehrsgebaet der DDR? 


Treffen Prassemeldtingen zu, daß der Bahn- 
hof Helmstedt ab Mitte 1975 nicht mehr als 
Stückgutbabnihof bedient werden soll? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich für 
Wirtschaftsibetriebe im Zonenrandgebiet die 
Verkehrsbedienung hierdurch wesentUdi ver- 
schlechtern und somit die Zonenrandförde- 
pungispoliitik in das Gegenteil umgewandelt 
würde? 


Wie soll in bezug auf die geplante Konzentra- 
tion des Stücfcgutverkehrs im ländlichen Raum 
die daraus folgende unvermeidilkhe zusätZ’ 
liehe Belastung des für große Teile schon 
jetzt überlasteten und unzulänglichen Straßen- 
netzes aufigefangen werden? 


Durch welche Maßnahmen wird verhindert, 
daß infolge der geplanten Konzentration des 
Stückgutverkehrs dieser ganz auf die Straße 
albwandert und damit privater MonopoMsie- 
ming in der Flächenbeddenung Vorschub ge- 
leistet wild? 


Beabsichtigt die Bundesregierung Maßnahmen 
zu ergreifen, um bei den Sicherheiitsgurten in 
Kraftfahrzeugen einihedtlich zu bedienende 
Verschlüsse einauführen? 
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121. Abgeordneter Sieht die Bumdesregierung in der ungesicher- 
Mahne ten Aufstellung von Reklajne-Ständem der 

(SPD) Mineralölgesellschaften an den Fahrbahnen 

der Bundesautobahnen ein VerkehrBhindemis 
uind eine wesentliche Beeinträchtigung der 
Verkehrssicherheit, und will sie gegebenen- 
falls Maßnahmen ergreifen, die ziur Beseiti- 
gung dieser Verkehrahindernisse führen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


122. Abgeordneter 
Dr. Sdiöfberger 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung irgendeine Möglich- 
keit, den im Zuge der Vergleichs,- oder Koh- 
kursanmeldiung verschiedener Baufirmen (z. B. 
der Hubmann- Wett er st eingruppe in München) 
geschädigten Sparern und Einlegern einen fi- 
nanziellen Ausgleich zu gewähren oder dafür 
zu sorgen, daß die Anwiartschaftsrechte der 
Geschädigten bei Übernahme der Vergleichs- 
oder Konkursmasse durch neue Träger erhal- 
ten bleiben? 


123. Abgeordneter 

Dr. Sdiöfberger 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, in der Weise 
gesetzes initiativ zu werden, daß private Bau- 
träger von Senioren Wohnheimen oder ähnli- 
chen Einrichtungen Sparbeträge und Einlagen 
nur noch gegen dingliche Sicherung entgegen- 
nehmen dürfen und im übrigen der für Bau- 
sparkassen geltenden Aufsicht unterstellt 
werden? 


Gesdiäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


124. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Wie hat der Bundesminister für besondere 
Aufgaben beim Bundeskanzler auf die Bemer- 
kungen seines Verhandlungspartners in Ost- 
Berlin reagiert, die Tätigkeit seines Vertreters 
in der Eigenschaft als Bevollmächtigiter der 
Bundesregierung in Berlin sei „nicht förder- 
lich", und wie hat er das Verhältnis von Bund 
und Land Berlin unter Berücksichtigung des 
Urteils des Bundesverfassungsgerichts zum 
Grundvertrag dargestellt? 
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125. Abgeordneter 

Sdimude 


(SPD) 


Hat der Bundesnachriditendienst in früheren 
Jalhren, unter anderem auf unmittelbare Wei- 
sung des dam'aligen Bundeskanzlers, Persön- 
lidikeiten des öffentlichen Lebens der Bundes- 
republik Deutsdiland überwacht, darunter die 
Herren Dr. Gustav Heinemann, Willy Brandt, 
Erich Ollenhauer, Ernst Lemmer und Egon 
Bahr? 


126. Abgeordneter 
Sdimude 


(SPD) 


Trifft es zu, daß der Verlagsdirektor der Illu- 
strierten Quick, Heinz von Nouhuys, über 
Jahre gleichzeitig für den Bundesnachriditen- 
dienst und als Agent für den Staatssicherheits- 
dienst der DDR tätig gewesen ist, von beiden 
Diensten beträchtliche Vergütungen erhalten 
und gelegentlich beide mit dem gleichen Ma- 
terial bedient hat? 


127. Abgeordneter 
Metzger 
(SPD) 


Trifft die Meldung des Stern vom 25. Oktober 
1973 zu, daß einem ausscheidenden Mitarbei- 
ter des Bundesnachrichtendienstes eine hohe 
Abfindung gezahlt worden ist, nachdem er 
zuvor versucht hatte, durch Androhung von 
Indiskretionen einen Betrag von 100 000 DM 
zu erpressen? 


128. Abgeordneter 

Metzger 

(SPD) 


Sind in den letzten Jahren beim Ausscheiden 
von Mitarbeitern des Bundesnachrichtendien- 
istes in größerem Umfang Akten verschwun- 
den, wie der Stern vom 25. Oktober 1973 be- 
richtet? 


129. Abgeordneter 

Sprenger 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung ausschließen, daß 
die Falsdimelldungen verschiedener Presseor- 
gane im Jahr 1972, der Herr Bundeskanzler 
habe 25 000 DM als Spende für den Lübecker 
Dom von dem ihm verliehienen Friedensnobel- 
preis abgezweigt, durch Informationen aus 
dem Bomdeiskanzleramt oder anderer Bonner 
Behörden verschuldet wurden, und wiarum 
wurde von einer Richtigstelkmg abgesehen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Auswärtigen 


130. Abgeordneter 

Dn Schäuble 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach bei der 
Erstürmung des Präsidentenpalastes in San- 
tiago bundesdeutsche Waffen gefunden wor- 
den seien, und zu welchen genehmigungs- 
pflichtigen Waffentransaktionen hat die Bun- 
desregierung wenige Zeit vor dem Militär- 
putsch in Chile kurzfristig ihre Einwilligung 
gegeben? 
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131. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Wird die Bainidesregierung den deutschen 
Rundfunkanstalten, die in der Sowjetunion 
empfangen werden können, empfehlen, Infor- 
mationen über die Ausreisemöglichkeiten für 
Deutsche in ihre Programme aufzunehmen, 
und was hat sie gegen die Behinderung der 
Antragstellung durdi sowjetische Behörden 
unternommen? 


132. Abgeordneter 

Dr. Warnke 


(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
bei der sowjetischen Regierung zu erreichen, 
daß deutschen Aussiedlern aus der Sowjet- 
union erlaubt wird, im Falle der Umsiedlung 
nach Westdeutschland ihr gesamtes Vermö- 
gen zu transferieren und nicht nur wie bisher 
90 Rubel? 


133. Abgeordneter 

Kahn- 

Adcermann 

(SPD) 


Wie vereinbart das Auswärtige Amt Neuin- 
vestitionen von annähernd 60 Millionen Mark 
für Auslandsschulbauten mit der inzwischen 
erhärteten Überzeugung, daß das durch zahl- 
reiche Schwierigkeiten belastete Auslands- 
schulwesen — bei dem nach Angaben der 
Zentralstelle für das Auslandsschulwesen 80Vo 
der entsandten Lehrer nicht oder nicht aus- 
reichend vorgebiMet werden können — sinn- 
voll vermindert werden soll, z. B. in Ländern 
wie Spanien und Brasilien, Ländern, in denen 
die Schulstrukturen nach wie vor sehr reform- 
bedürftig sind? 


134. Abgeordneter 

Kahn- 

Adcermann 

(SPD) 


Wie vereinbart die Bundesregierung ihre auch 
schriftlich nieder gelegte Überzeugung, daß 
der Schwerpunkt der Förderung der deutschen 
Sprache nach Europa verlegt werden sollte, 
mit der Tatsache, daß beabsichtigt ist, die 
deutschen Kultur.institute in Neapel und Paler- 
mo zu schließen, während gleichzeitig mit nicht 
unbeträchtlichem Kostenaufwand in Dacca in 
Ostpakistan ein neues Kulturinstitut errichtet 
werden soll, das für die Förderung der deut- 
schen Sprache von sehr peripherer Bedeutung 
ist? 


135. Abgeordneter 
Rainer 


(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, die Sowjetunion 
erwarte für eine von ihr als Entgegenkommen 
bezeichnete positive Haltung in der Frage der 
konsularischen Vertretung von westberliner 
juristischen Personen durch die deutschen Bot- 
schaften in Staaten des Ostblocks ein deutsches 
Angebot, das erheblich über dem Polen in Aus- 
sicht gestellten Milliardenkredit liege, und 
wie vereinbart — bej'ahendenfalls — die Bun- 
desregierung dies mit ihrer Auffassung, es 
gäbe keinen Zusammenhang zwischen der 
konsularischen Vertretung West-Berlins und 
wirtschaftlichen Zugeständnissen aus politi- 
schen Motiven? 
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136. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obemau) 

(CDU/CSU) 


137. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


138. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


139. Abgeordneter 

Dr. Schulz 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


140. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, die Bundesre- 
gierung habe bisher mit 3,5 Millionen DM 
deutsdie Vermögensverluste aus chilenisdien 
Enteignungsmaßnahmen unter dem früheren 
Präsidenten Allende entschädigen müssen, und 
wird die Bundesregierung für diesen Betrag 
und weitere bereits angemeldete Ansprüche 
bis zu einer Gsamtsumme von 10,5 Millionen 
DM entsprechende Entschädigungsforderungen 
an Chile stellen? 

In wielchem Wert hat die Bundesregierung an 
die Chilenische Regierung Waffenlieferungen 
getätigt, und wienn ja, in welchem Zeitraum 
und zu welchem Zweck? 

Hä,t nach der vom 16. Juli 1973 datierten 
schriftlichen Beantwortung meiner Mündlichen 
Anfrage betr. Besuche hochrangiger ausländi- 
scher Gäste in der Bundesrepublik Deutsch- 
l^d weder Staatspräsident Stroessner, Para- 
guay, noch Präsident Bokassa, Zentralafrikani- 
sche Repuiblik, noch Ministerpräsident Dr. J. 
M, den Uyl und Außenmsinister Dr. M. van 
der Stoel, Niederlande, noch Kaiser Halle Se- 
lassie I von Äthiopien, noch Bundeskanzler 
Kreisky, Österreich, noch Außenminister Fitz 
Gerald, Irland, noch Ministerpräsident Tanaka 
und Außenminister Ohira, Japan, noch Präsi- 
dent Dr. Berkhouwer, Europäisches Parlament, 
noch Außenminister Thom, Luxemburg, noch 
Außenminister Pohl, El Salvador, noch Präsi- 
dent Leopold Södar Senghor, Senegal, noch 
der Präsident der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaft, Franz Xaver Ortoli, noch 
Außenminister Hunlede, Togo, noch Außen- 
minister Dr. Konombo, Obervolta, noch Staats- 
präsident Lamizana, Obervolta, den Wunsch 
geäußert, auch West-'Berlin zu besuchen? 

Kann die Bundesregierung nicht versuchen, 
künftig entsprechende Wünsche zu wecken 
oder zu aktivieren, da sie selber in ihrer Ant- 
wort vom 16. Juli dieses Jahres betonte, 
daß derartige Besuche geeignet sind, „die 
Stadt ihrer Bedeutung gemäß in die Bezie- 
hungen der Bundesrepublik Deutschland zu 
befreundeten Staaten einzubeziehen. Sie wür- 
den damit den lagi timen Bindungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und Berlin 
(West) entsprechen."? 

In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung, die Regierung der Volksrepublik Polen 
davon nicht nur in Kenntnis zoi setzen son- 
dern auch zu überzeugen, daß die vom Deut- 
schen Roten Kreiuz registrierte Zahl von 
283 000 deutschen Auissiedlungswilligen aktua- 
lisiert und richtig ist, weshalb aller Anlaß 
besteiht, diese Zahl jeder Erörterung der Aus- 
siedlerfrage zu Grunde zu legen? 
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141. Abgeordneter Verfügt die Bundesregierimig nach ihren jung- 

Dr. Hupka sten Gesprädien in Warsdiaoi über verbdnd- 

(CDU/CSU) liehe Zusagen der Regierung der Volksrepu- 

blik Polen, daß auf Gmmd der „Infonniation" 
zum Warschauer Vertrag endlich auch alle 
„Personen mit unbestreitbarer deutscher 
Volfcsaugehöri-gkeit" entsprechend dem erklär- 
ten Aussiedlungswillen dieses Personenkrei- 
ses in den Genuß der Aussiedliungsmdglich- 
keiten gelangen können? 

142. Abgeordneter Treffen Pressemeldunigen zu, die Bundesregie- 

Roser rung halbe während der Amtszieit des früheren 

(CDU/CSU) chilenischen Präsidenten private Waiffenliefe- 

ferungen nach Chile in Abweichung von den 
sonstigen verwaltungsmäßigen Gepflogenhei- 
ten binnen 24 Stunden genehmigt, und hat sie 
sich — bejahendenfalls — vergewrissert, daß 
die Empfänger nach chilenischem Recht zum 
Erwerb und Besitz dieser Waffen berechtigt 
waren? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Gesdiäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Dr. Zimmermann 


(CDU/CSU) 


Wie erklärt es die Bundesregierung, daß die 
Kosten ihrer Anzeigenserie vom September 
1973 „Die Bundesregierung informiert — zur 
Sache: Kriegsopferversorgung" durch ihren 
Sprecher vor dem Deutschen Bundestag am 

18. Oktober 1973 mit 573 000 DM und am 

19. Oktober 1973 mit 537 500 DM angegeben 
werden? 


2. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


Wie sind die Einlassungen von Staatssekretär 
Freiherr von Wechmar zum Thema Bezeich- 
niung der Bundesrepublik Deutschland als 
BRD in der 54. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages zu verstehen, wenn in der von seinem 
Amt herausgegebenen Informationsreihe „Die 
Bundesregierung informiert" in der Broschüre 
zum Thema Sicherheitspoiitik die Bezeichnung 
Bundesrepublik Deutschland nur in einer Er- 
läuterung, dagegen die Bezeichnung BRD in 
deutlicher Gleichsetaung zur Formulierung 
DDR gebraucht wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


3. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


4, Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


5. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Ist die Meldung der „Deutschen Zeitung" vom 
19. Oktober 1973 zutreffend, derzufolge vor 
dem Bürgerkrieg in Chile Waffen aus der 
Bundesrepublik Deutschland dorthin geliefert 
wurden, die zum Teil dann bei der Erstürmung 
des Präsidentenpalastes gefunden wurden? 

Haben Bundesbehörden vor dem Bürgerkrieg 
in Chile Genehmigungen zur Ausfuhr von 
Waffen in einer Form erteilt, die Waffenliefe- 
rungen für die Regierung Allende direkt oder 
indirekt ermöglichte? 

Sind der Bundesregierung wiederholte Vor- 
fälle am Grenzübergang Plittersdorf (Rastatt)/ 
Selz bekannt, bei denen französischerseits 
— ■ auch nach Aussagen deutscher Zöllner — 
unberechtigterweise und willkürlich Personen 
an der Einreise nach Frankreich gehindert 
werden, und welche Schritte hat die Bundes- 
regierung unternommen, um hier Abhilfe zu 
schaffen? 
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Gesdiäftsbereich des Bundesministers des Innern 


6. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung imeine Meinung, 
daß das Witwengeld in Höhe von 60Vo des 
Beamtenruihegethalts nicht ausreicht, um den 
•bisherigen Lebensstandard der Witwen zu 
sichern und aus diesem Grund angemessen 
erhöht werden muß? 


7. Abgeordneter 
Dr. Beermann 


(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, mit der DDR 
eine der Vereinibarung über Grundsätze der 
Schadensbekämpfung an der Grenze zwischen 
der DDR und der BRD entsprechenden Ver- 
einbarung über die Reinhaltung der Elbe zu 
schließen? 


8. Abgeordneter 
Dr. Sdunude 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die offe- 
ne Ausweisung des Erhöhungsbetrages zur 
Pflegezulage nach § 267 des Lastenausgleichs- 
gesetzes in der Fassung des 25. AndG LAG 
in Einzelfällen solchen Leistungsempfängern, 
die gleichzeitig Pflegegeld nach dem Bundes- 
sozialhilfegesetz erhalten, ab 1. Januar 1973 
durch Kürzung des Pflegegeldes eine beträcht- 
liche Minderung ihres Gesamteinkommens 
eingetragen hat, und sieht sie eine Möglich- 
keit des Ausgleichs derartiger Nachteile? 


9. Abgeordneter 

Pieroth 

(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen sah sich die Bundes- 
regierung nicht in der Lage, den ihr vom 
Innenausschuß gesetzten Termin einzuihalten, 
bis zum 1. Oktober 1973 einen Bericht (Härte- 
bericht) über die NovellierungswünBche der 
zuständigen Verbände zu den einzelnen 
Kriegsfolgegesetzen (Gesetz nach Artikel 131 
GG, BWGÖD, BEG, LAG) vorzuiegen? 


10. Abgeordneter 

Pieroth 

(CDU/CSU) 


Bis wann gedenkt die Bundesregierung, dieser 
Aufforderung des Innenauischusses nachzu- 
kommen, um einen in der öffentlichkedt ent- 
stehenden Eindruck zu beseitigen, daß hier 
trotz wiederholter Zusagen der Bundesregie- 
rung Verzögerungstaktik betrieben wird? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


11. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung meine Meinung, 
daß es an der Zeit ist, das Ruhegehalt von 
Beamten und Beamteniwitwen genauso von 
der Lohnsteuer zu befreien wie die Renten 
von Rentnern? 
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12. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß an ver- 
Dr. Evers schledenen Orten gemeinsame Fahnldungs- 

(CDU/CSU) tmpps von Zollfahndung und Kriminalpolizei 

bestehen, die die Rauschgiftschinuggelbekäinp- 
fung sozusagen gemeinsam durchführen, wo- 
bei an der Grenze der Zoll federführend ist, 
lind sollte nicht dementsprechend die Polizei- 
zulage auch den Beamten der Zollfahndung 
genauso zugesprochen werden wie den Beam- 
ten der Krimdinalpolizei und den übrigen ein- 
bezogenen Diensten? 

Teilt die Bunidesregierunig die in der Report- 
Sendung „Sind Deutschlands Banken zu mäch- 
tig?" vom 10. September 1973 geäußerte Auf- 
fassung des Moderators, daß „die Reform 
unseres Banksystems . . . überfällig" scheint, 
nicht zuletzt deshalb, weil „die vielfältigen 
Verpflechtungen der deutschen Banken . . . 
mit ihrer ursprünglichen Aufgabe nichts zu 
tun" haben und die Banken einen immer 
größer werdenden Einfluß auf die Wirtschaft 
enhalten, und will die Bundesregierung neue 
Lösungsmodelle zur Diskussion stellen? 

Wie haben sich die Insolvenzfälle seit Beginn 
der Restriktionsimaßnahmen von einer Scha- 
denshöhe von über 10 Millionen DM an auf- 
wärts entwickelt, und welche Banken waren 
die Verlustlräger? 

15. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Hessische Landes-bank 
Ey selbst und/cxler von ihr mehrheitlich kontrol- 

(CDU/CSU) lierte andere Banken demnächst mit einem 

Milliarden Verlust rechnen müssen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


16. Abgeordneter Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
Weber den kleinen und mittleren Unternehmen für 

(Heidelberg) die Stimulierung des technischen Fortschritts 

(CDU/CSU) zu, und welche Finanzmittel gedenkt sie, in 

diesem Zusammenhang in den kommenden 
Jahren für die Förderung der Erstinnovation 
durch das Bundeswirtschaftsministerium zur 
Verfügung zu stellen? 

In welchem Umfang werden in Zukunft wirt- 
schaftspolitische und insbesondere industrie- 
politisdie Fragen durch das Forschungsmini- 
sterium behandelt, und wie ist insbesondere 
■die Abgrenzung zwischen Bundesforschungs- 
ministerium und Bundeswirtschaftsministerium 
im Bereich der Datenverarbeitung und der 
W agni sf inanz ierungsges eil s cha f ten ? 


17. Abgeordneter 
Weber 
(Heidelberg) 
(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 
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18. Abgeordneter 
Lemmridi 


(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 
Lemmridi 


(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 
Zebisdi 


(SPD) 


Hält es die Bundesregierung angesichts der 
Tatsache, daß das Verkehrsmittel Omnibus 
in der Unfallschadensstatistik mit der gering- 
sten Unfallquote verzeichnet ist, für gerecht- 
fertigt, daß die Versicherer eine Prämien- 
eiihöhung in der Größenordnung von 50Vo bis 
75®/o vorgenommen haben, und welches sind 
die Gründe dieser Prämienerhöhung? 

Hält es die Bundesregierung angesichts der 
Priorität des öffentlichen Personenverkehrs 
für zweckmäßig, daß bei der Einstufung des 
Risikofaktors Omnibusse ganz allgemein zu 
einer Schadensigruppe zusammengefaßt wer- 
den, ohne Rücksicht darauf, ob diese Fahrzeu- 
ge im Linienverkehr oder im Reiseverkehr zu- 
gelassen sind, was im Endeffekt zu unverhält- 
nismäßig hohen Versiichierungsprämien für 
Omnibusse im Linienverkehr führt? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Novellie- 
rung der Handwerksordnung vorziuschlagen 
mit der Zielsetzung, die Begünstigung der Ar- 
beitgeber durch die gegenwärtige Rechtslage 
zugunsten einer Stärkung der Position der 
Arbeitnehmer abzubauen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


21. Abgeordneter 

Spilker 

(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 
Spilker 
(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im 
deutsch-österreichischen Grenzgebiet die Ver- 
sorgung der Sägewerksbetriebe mit Rundholz 
nach den Maßnahmen im Zusammenhang mit 
der Windwurfkatastropihe in Niedersachsen 
1972 völlig unzureichend ist, und was gedenkt 
die Bundesregierung dagegen zu unterneh- 
men? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Geneh- 
migungspflicht für die Ausfuhr von Rundholz 
(nach Österreich) wieder einzuführen und dar- 
über hinaus mit Österreich in Verhandlungen 
zu treten, damit von dort Importe in die 
Bundesrepublik Deutschland möglich werden? 

Erkennt die Bundesregierung die Dringlichkeit 
einer Vereinheitlichung der unterschiedlichen 
Einfuhrvorschriften der Mitgliedsländer der 
Gemeinschaft für Verarbeitungserzeugnisse 
aus Obst und Gemüse aus Drittländern an, um 
durch einen freien Zugang der Drittlandware 
zu den Verbrauchermärkten auch anderer Mit- 
gliedsiländer den deutschen * Markt für Obst- 
und Gemüsekonserven zu entlasten, und was 
hat sie veranlaßt, damit auf der Grundlage der 
vom EG-Ministerrat vom 19. Juni 1973 be- 
schlossenen Grundsätze für eine gemeinsame 
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EiinfuhrregeLunig die bereits seit dem 1. Juli 
1969 fälligen Gemeinschaftsvorschriften für ei- 
nen mit Drittländern einheitlichen Wettbe- 
werb mit Verarbeitungserzeugnissen aus Obst 
und Gemüse nun endlich eingeführt werden? 


24. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Könnte die Bundesregierung täglich oder für 
welchen Zeitraum im Sinne des Artikels, 24 
Abs. 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 
über eine gemeinsame Marktorganisation für 
Obst und Gemüse beurteilen, ob die auf den 
für das Referenzpreissystem repräsentativen 
Einfuhrmärkten vermarkteten Mengen zu den 
Gesamteinfuhren in einem Verhältnis stehen, 
das auf den repräsentativen Einfuhrmärkten 
eine objektive Ermittlung der Einfuhrpreise 
gestattet, und welches sind die Gründe dafür, 
daß der EG-Ministerrat noch keine Durch- 
führungsvorschriften für die Anwendung der 
mit Artikel 24 Abs. 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 vorgesehenen Regelung beschlos- 
sen hat? 


25. Abgeordneter 
Marschall 


(SPD) 


Welche Getreidemengen wurden im Rahmen 
der geltenden Marktordnung in den letzten 
drei Jahren aus dem Bereich bzw. im Bereich 
der Bundesrepublik Deutschland denaturiert, 
und wie groß waren die Ausgaben dafür? 


26. Abgeordneter Welche Überlegungen und Maßnahmen sei- 
Marschall tens der Bundesregierung gibt es, die Dena- 

(SPD) turierung von Getreide einzuschränken oder 

abzustellen, und welche Möglichkeiten beste- 
hen, bei gleichem Kostenaufwand Notstands- 
gebiete in Entwicklungsländern zu versorgen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


27. Abgeordneter 
Freiherr 
von Firdcs 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich 
der Ausreiiseantrag aussiedlungswilliger Deut- 
scher aus Polen häufig dadurch nachteilig auf 
deren Arbeitsverhältnisse in der Heimat aus- 
wirkt, als sie nach der Antragstellung auf 
Aussiedlung eine andere Tätigkeit mit einer 
niedrigeren Vergütungsgruppe aufnehmen 
müssen, die in Folge Zuordnung der der 
neuen Beschäftigung entsprechenden niedri- 
igeren Leistungsgruppe im Rahmen des Fremd- 
rentengesetzes zu einer Rentenminderung 
führt, und ist die Bundesregierung bereit, eine 
gesetzliche Grundlage dafür zu schaffen, daß 
solche sozialversicherungsrechtlichen Nach- 
teile vermieden werden? 
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28. Abgeordneter 

Dr. Oetting 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Krankenversicherungsträger zwar die Kran- 
kentransportkos.ten vom Krankenhaus zur 
Wohnung erstatten, nicht aber im Pflegefall 
die Mehrentfernung zwiischen Krankenhaus 
und Pflegeheim berücksichtigen, und was ge- 
denkt sie zur Behebung dieses Mißstandes z»u 
tun, zumal gut informierte Angehörige den 
Kranken vorher im Pflegeheim ordnungsamt- 
lich anmelden, er so dort seinen Wohnsitz hat 
und demzufolge die Krankentransportkosten 
in voller Höhe übernommen werden? 


20. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


Wieweit wird die Bundesregierung die folgen- 
den, von Landessozialminister Dr. Schmidt 
kürzlich vorgeschlagenen Anregungen zur 
Herabsetzung der sehr hoben Unfiallhäufigkeit 
ausländischer Arbeitnehmer wie Herabsetzung 
der Zahl der Nationalitäten in einem Betrieb, 
eingehenide Einweisung in den Arbeitsablauf 
am Arbeitsplatz und mündliche und schrift- 
liche Unterrichtung über Unfallgefahren am 
Beginn der Tätigkeit in der jeweiligen Mutter- 
sprache, Tragen eines Helmes von bestimmter 
Farbe während der Einarbeitungszeit und 
Schulung und Ernennung von bewährten aus- 
ländischen Arbeitnehmern zu Sicherheitsbe- 
auftragten bei ihren Maßnahmen berücksich- 
tigen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


30. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
daß Feldweibel in der Bundeswehr, die auf 
dem Grundstück ihrer Wohnung aus eigenen 
Mitteln eine Autogarage aufstellen wollen 
von der Bundesvermögensverwaltung mit dem 
Hinweis abschlägig beschieden werden, daß 
der Minister der Verteidigung in Übereinstim- 
mung mit dem Bundesminister der Finainzen 
'angeordnet habe, daß weder die Aufstellung 
von transportablen Garagen, noch der Bau 
von Massivgaragen oder gedeckte Abstell- 
plätze durch die Mieter der Feldwebelwohn- 
häuser oder durch die Bundesvermögensver- 
waltung am Rande von größeren Anlagen in 
Frage kommen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


31. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, einen Über- 
blick über alle in der Medizin tätigen ausge- 
bildeten Hilfskräfte einschließlich einer ge- 
nauen Bedarfsermittlung zu geben und die 
erforderliche Anzahl von Ausbildungsstätten 
zu schaffen? 


31 



Drucksache 7/1182 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


32. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Dr. Sdiäuble 
(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 


(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Dr. Artzinger 
(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Zebi^ch 


(SPD) 


Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung zur Behebung des allgemein be- 
kannten Mangels an medizinis.ch-technischem 
Assistenzpersonal zu ergreifen, um diesen seit 
langem bestehenden Mißstand zu begegnen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, insbesondere die deutsch-französische 
Zusammenarbeit bei der Lebensmittelüberwa- 
chung zu verbessern? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, durch eine Kennzeichnungspflicht für 
Kosmetika die Verbraucher auf gesundheits- 
beeinträchtigenide Folgewirkungen von kos- 
metischen Artikeln hinzuweisen? 

Kommt es zu Verzögerunigen, bei lange ge- 
planten Krankenhaus-Neu- und -Umbauten 
sowie bei weiteren Investitionen in Kranken- 
häusern, weil der Bund seinen Anteil von Vs 
des Aufwands nach dem Krankenhausfinanzie- 
rungsgesetz nicht oder nicht rechtzeitig lei- 
stet? 

Liegen der Bundesregierung statistische Un- 
terlagen über das Zigarettenrauchen bei Kin- 
dern vor, welche Gründe sind nach ihrer Auf- 
fassung für den Zigarettenkonsum bei Kindern 
ausschlaggebend, und wielche Maßnahmen hält 
sie für geeignet, dieser Entwicklung entgegen- 
zuwirken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


37. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die für den 
Dr. Stavenhagen Ausbau der Ortsdurchfahrt Mühlacker der 
(CDU/CSU) Bundesstraße 10 erforderlichen Mittel so recht- 

zeitig bereitzustellen, daß der Ausbau unver- 
züglich nach Abschluß der Stadtkernsanie- 
rungsplanungen im Jahr 1975 begonnen und 
zügig durchgeführt werden kann? 


38. Abgeordneter 
Leidit 
(CDU/CSU) 


Wie stellt sich die Bundesregierung zu den 
Maßnahmen der Deutschen Bundesbahn, auch 
die Stückgutabfertigung in der Süd-Pfalz 
praktisch aufzuheben, dadurch, daß die bis- 
her bestehenden Stückgutabfertigungsstellen 
— • insbesondere am Bahnhof in Germers- 
heim — aufgelöst werden sollen? 


39. Abgeordneter 

Leidht 

(CDU/CSU) 


Glaubt die Bundesregierung nicht, daß die 
Kunden der Deutschen Bundesbahn durch die 
Rationalisierungsbemühungen immer mehr in 
der Tendenz bestärkt werden, auf die Straße 
.auszuweichen, mit all den Folgen, die dann 
erneut verkehr smäfiig zu bewältigen sind 
oder auch nicht? 


32 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1182 


40. Abgeordneter 
Alber 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung dem Antrag 
des Landes Baden- Württemberg entsprechen 
— wienn ja, bis wann — 'Und im Zuge des 
Weiter- und Ausbaus der B 14 in Stuttgart die 
Landesstraßen LI 180 und L1189 zu Bundes- 
straßen aufstufen und in die Baulast des Bun- 
des übernehmen? 


41. Abgeordneter Wenn ja, wann wird dann mit dem Ausbau 
Alber der Leonberger Straße und der überbrüdcung 

(CDU/CSU) des Schattenrings in Stuttgart begonnen? 


42. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Bedin- 
gungen des öffentlichen Taxi Verkehrs dadurch 
zu verbessern, daß die jetzt noch weitgehend 
bestehende Anonymität von Taxi und Taxi- 
fahrer (durch äußere Namensanbringung auf- 
gehoben wird, um dem Taxibenutzer eine Un- 
terscheidungs- und Auswahlmöglichkeit zu ge- 
ben und die Taxiunternehmer zu wettbewerbs- 
gerechtem Verhalten anzuhalten, um dadurch 
insgesamt zu einer vermehrten Taxibenutzung 
und damit vice versa zu einer Entlastung der 
Innenstädte vom Individualverkehr zu kom- 
men? 


43. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung erläutern, ob die 
Aufrechterhaltung der Bundesbahnnebenstrek- 
ke nach Mülheim (Ruhr) — Saarn allein aus 
wirtschaftlichen Erwägungen weiterhin ge- 
rechtfertigt erscheint? 


44. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit anzuerkennen, 
daß die an dieser Bahnstrecke auf bundes- 
bahneigenem Gelände errichteten und betrier 
benen Schrottverwertungs- und sammelbe- 
triebe, die ohne das gesetzlich vorgeschrie- 
bene Genehmigungsverfahren zustande ka- 
men, Planungsziele der Stadt Mülheim (Ruhr) 
behindern, damit den Interessen der Bevölke- 
rung entgegenstehen und daß bei Wegfall 
derselben das bisher für die Beibehaltung der 
Streckenführung geltend gemachte Argument 
der Rentabiltät entfällt? 


45. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockhausen 
(SPD) 


Kann in Hofheim (Taunus) eine erste Entla- 
stung bis zum weiteren Ausbau der B519 ge- 
bracht werden, indem die schon ausgebaute 
Teilstrecke dieser Bundesstraße aus Richtung 
Kelkheim bis unmittelbar zur Zeilsheimer 
Straße weitergeführt wird? 


46. Abgeordneter 

Fellermaier 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung Angaben darüber 
machen, ob trotz der EG-einheitlichen Richt- 
linien die Geräuschpegelgrenzwerte ausländi- 
scher Kraftfahrzeuge unter denen deutscher 
Herkunft liegen, und ist in nächster Zeit an 
eine Herabsetzung der Grenzwerte gedacht? 
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47. Abgeordneter 

Fellermaier 

(SPD) 


48. Abgeordneter 
Mancher 
(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Mancher 
(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 

Dr. Lenz 

(Bergstraße) 

(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 

(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 

Immer 

(SPD) 


53. Abgeordneter 
Immer 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
bayerischen Staatsministers für Wirtschaft und 
Verkehr, die zaulässige GeräuschentwäckLung 
von Kraftfahrzeugen, insbesondere von Lkw 
könne bei Ausnutzung einfacher technischer 
Möglichkeiten weiter vermindert werden, und 
hat die Bundesregierung die Absicht, die ent- 
sprechenden Vorschriften der StVZO zu än- 
dern? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf der 
Bahnstrecke Schelklingen — ^Schmie chen — Hüt- 
ten usw. an den schienengleichen Bahnüber- 
gängen keine Blinklichter vorhanden sind und 
deshalb die Deutsche Bundesbahn, die auf 
dieser Strecke in der Hauptsache Militär- 
transporte durchführt, durch schrilles Pfeifen 
über die ganze Strecke, insbesondere aber im 
Raum Hütten, eine unerträgliche Ruhestörung 
vor allem nachts für die Bevölkerung und die 
große Zahl Erholungssuchender darstellt? 

Ist die Bundesregierung bereit, um diesen un- 
erträglichen Zustand zu beseitigen, die Deut- 
sche Bundesbahji anzuweisen, an den schienen- 
gleichen Bahnübergängen Blinklichter anzu- 
bringen? 

Warum soll die vierspurig geplante Umge- 
hungsstraße von Bürstadt (Kreis Bergstraße) 
im Zuge der B 47/44 nunmehr nur zweispurig 
ausgebaut werden, obwohl das für den vier- 
spurigen Ausbau notwendige Gelände bereits 
angekauft ist und Überführungen über eine 
vierspurige Straße schon fertig gestellt sind? 


Weiß die Bundesregierung, daß die durch den 
zweispurigen Ausbau verursachte Einsparung 
bei diesem Projekt von rund 30 Millionen DM 
nur 3 bis 4 Millionen DM beträgt und zu einer 
Verzögerung des Baubeginns um rund ein 
Jahr führen wird, weil neue Berechnungen 
und Planungen erforderlich werden? 


Welche langfristigen Pläne bestehen seitens 
der Bundesregierung für Entwicklung bzw. 
Stillegung der Nebenbahnanlagen im Raum 
Altenkirchen (Westerwald) — Neuwiied in be- 
zug auf die Personenbeförderunig und den 
Stückgutverkehr? 

Welche Gründe sind dafür maßgebend, daß 
geplante Veränderungen im flächendeckenden 
Personen- und Güterverkehr nicht rechtzeitig 
den betreffenden Bundesbahnbediensteten 
bzw. den sie vertretenden Gewerkschaften zur 
Kenntnis gebracht werden, obwohl solche Ver- 
änderungen weitreichende existentielle Folgen 
haben können? 
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54. Abgeordnete Kann die Stüdfogntabfertigung Spaidiingen 
Frau Meermann nicht wenigstens solange aufrecht erhalten 
(SPD) bleiben, bis die Autobahn Stuttgart/westlicher 

Bodensee fertiggestellt ist und eine Entlastung 
der B 14 erfolgt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnungr 
Bauwesen und Städtebau 


55. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Ist die Bundesreigierung bereit, alle Stellen der 
Bauverwaltung darauf hinzuweisen, daß in 
einer Periode der Kreditrestriktionen es not- 
wendig ist, die öffentlichen Bauvorhaben des 
Bundes zügig abzurechnen und gegebenenfalls 
Abschlagszahlungen laufend in anigemessener 
Weise zu leisten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


56. Abgeordneter 

Dr. Stavenhagen 

(CDU/CSU) 


Wie viele Mitarbeiter der Außenstelle Lam- 
poldshausen des Forschungszentrums Stutt- 
gart der DFVLR werden auf Grund der Ein- 
stellung des Europa-II-Programms ihren Ar- 
beitsplatz verlieren, und welcher Sozialplan 
ist für diese Mitarbeiter vorgesehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


57. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


(SPD) 


Würde die Bundesregierung einem Antrag der 
saarländischen Landesregierung auf Bezu- 
schussung des in St. Wendel im Bau beifind- 
lichen und der darüber hinaus im Saarland 
geplanten gewerblichen Ausbildungszentren 
aus den ausschließlich für die Förderung von 
überbetrieblichen Ausbildungsstätten bereit- 
gestellten Mitteln zustimmen, weil es drin- 
gend erforderlich ist, die Kreise — vor allem 
aber den Landkreis St. Wendel — durch die 
Übernahme des 20Voigen Finanzierungsanteils 
durch den Bund zu entlasten, da der Kreis 
wegen seiner ungewöhnlich schlechten Finanz- 
lage vor der Notwendigkeit steht, die Kreis- 
umlage drastisch zu erhöhen, falls der Bund 
den Kreisanteil nicht übernimmt? 
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58. Abgeordneter Wie will die Bundesregierung verhindern, daß 
Hansen durdi die Abordnung und Versetzung von 

(SPD) Hodiscäiullehrem an diie Bundeswehrhodi- 

schulen in Haimbfurg und Mündien die Plan- 
stellen bei den abordnenden Hodxsdxulen der 
Länder blockiert und über den dadurch sich 
vergrößernden Mangel an Hochschullehrem 
die Zulassungsbeschränkungen verschärft 
wierden? 


Bonn, den 2. November 1973 



